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Artikel I
Allgemeiner Teil

Erster Abschnitt
Aufgaben des Sozialgesetzbuchs und

soziale Rechte

§1 Aufgaben des Sozialgesetzbuchs
(1) 1Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll zur
Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und
sozialer Sicherheit Sozialleistungen ein-
schließlich sozialer und erzieherischer Hilfen
gestalten. 2Es soll dazu beitragen,

– ein menschenwürdiges Dasein zu sichern,

– gleiche Voraussetzungen für die freie Ent-
faltung der Persönlichkeit, insbesondere
auch für junge Menschen zu schaffen,

– die Familie zu schützen und zu fördern,
– den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine

frei gewählte Tätigkeit zu ermöglichen und

– besondere Belastungen des Lebens, auch
durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden
oder auszugleichen.

(2) Das Recht des Sozialgesetzbuchs soll auch
dazu beitragen, daß die zur Erfüllung der in
Absatz 1 genannten Aufgaben erforderlichen
sozialen Dienste und Einrichtungen rechtzei-
tig und ausreichend zur Verfügung stehen.

§2 Soziale Rechte
(1) 1Der Erfüllung der in § 1 genannten Auf-
gaben dienen die nachfolgenden sozialen
Rechte. 2Aus ihnen können Ansprüche nur
insoweit geltend gemacht oder hergeleitet
werden, als deren Voraussetzungen und In-
halt durch die Vorschriften der besonderen
Teile dieses Gesetzbuchs im einzelnen be-
stimmt sind.

(2) Die nachfolgenden sozialen Rechte sind
bei der Auslegung der Vorschriften dieses
Gesetzbuchs und bei der Ausübung von Er-
messen zu beachten; dabei ist sicherzustel-
len, daß die sozialen Rechte möglichst weit-
gehend verwirklicht werden.

§3 Bildungs- und Arbeitsförderung
(1) Wer an einer Ausbildung teilnimmt, die
seiner Neigung, Eignung und Leistung ent-

spricht, hat ein Recht auf individuelle Förde-
rung seiner Ausbildung, wenn ihm die hierfür
erforderlichen Mittel nicht anderweitig zur
Verfügung stehen.

(2) Wer am Arbeitsleben teilnimmt oder teil-
nehmen will, hat ein Recht auf

1. Beratung bei der Wahl des Bildungswegs
und des Berufs,

2. individuelle Förderung seiner beruflichen
Weiterbildung,

3. Hilfe zur Erlangung und Erhaltung eines
angemessenen Arbeitsplatzes und

4. wirtschaftliche Sicherung bei Arbeitslosig-
keit und bei Zahlungsunfähigkeit des Ar-
beitgebers.

§4 Sozialversicherung
(1) Jeder hat im Rahmen dieses Gesetzbuchs
ein Recht auf Zugang zur Sozialversicherung.

(2) 1Wer in der Sozialversicherung versichert
ist, hat im Rahmen der gesetzlichen Kranken-,
Pflege-, Unfall- und Rentenversicherung ein-
schließlich der Alterssicherung der Landwirte
ein Recht auf

1. die notwendigen Maßnahmen zum
Schutz, zur Erhaltung, zur Besserung und
zur Wiederherstellung der Gesundheit und
der Leistungsfähigkeit und

2. wirtschaftliche Sicherung bei Krankheit,
Mutterschaft, Minderung der Erwerbsfä-
higkeit und Alter.

2Ein Recht auf wirtschaftliche Sicherung ha-
ben auch die Hinterbliebenen eines Versi-
cherten.

§5 Soziale Entschädigung bei
Gesundheitsschäden

1Wer einen Gesundheitsschaden erleidet, für
dessen Folgen die staatliche Gemeinschaft in
Abgeltung eines besonderen Opfers oder aus
anderen Gründen nach versorgungsrechtli-
chen Grundsätzen einsteht, hat ein Recht auf

1. die notwendigen Maßnahmen zur Erhal-
tung, zur Besserung und zur Wiederher-
stellung der Gesundheit und der Leis-
tungsfähigkeit und

2. angemessene wirtschaftliche Versorgung.
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2Ein Recht auf angemessene wirtschaftliche
Versorgung haben auch die Hinterbliebenen
eines Beschädigten.

§6 Minderung des Familienaufwands
Wer Kindern Unterhalt zu leisten hat oder
leistet, hat ein Recht auf Minderung der da-
durch entstehenden wirtschaftlichen Belas-
tungen.

§7 Zuschuß für eine angemessene
Wohnung

Wer für eine angemessene Wohnung Auf-
wendungen erbringen muß, die ihm nicht
zugemutet werden können, hat ein Recht auf
Zuschuß zur Miete oder zu vergleichbaren
Aufwendungen.

§8 Kinder- und Jugendhilfe
1Junge Menschen und Personensorgeberech-
tigte haben im Rahmen dieses Gesetzbuchs
ein Recht, Leistungen der öffentlichen Ju-
gendhilfe in Anspruch zu nehmen. 2Sie sollen
die Entwicklung junger Menschen fördern
und die Erziehung in der Familie unterstützen
und ergänzen.

§9 Sozialhilfe
1Wer nicht in der Lage ist, aus eigenen Kräf-
ten seinen Lebensunterhalt zu bestreiten
oder in besonderen Lebenslagen sich selbst
zu helfen, und auch von anderer Seite keine
ausreichende Hilfe erhält, hat ein Recht auf
persönliche und wirtschaftliche Hilfe, die sei-
nem besonderen Bedarf entspricht, ihn zur
Selbsthilfe befähigt, die Teilnahme am Leben
in der Gemeinschaft ermöglicht und die Füh-
rung eines menschenwürdigen Lebens si-
chert. 2Hierbei müssen Leistungsberechtigte
nach ihren Kräften mitwirken.

§10 Teilhabe behinderter Menschen
Menschen, die körperlich, geistig oder see-
lisch behindert sind oder denen eine solche
Behinderung droht, haben unabhängig von
der Ursache der Behinderung zur Förderung
ihrer Selbstbestimmung und gleichberechtig-
ten Teilhabe ein Recht auf Hilfe, die notwen-
dig ist, um

1. die Behinderung abzuwenden, zu beseiti-
gen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu
verhüten oder ihre Folgen zu mildern,

2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit
oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu
überwinden, zu mindern oder eine Ver-
schlimmerung zu verhüten sowie den vor-
zeitigen Bezug von Sozialleistungen zu
vermeiden oder laufende Sozialleistungen
zu mindern,

3. ihnen einen ihren Neigungen und Fähig-
keiten entsprechenden Platz im Arbeitsle-
ben zu sichern,

4. ihre Entwicklung zu fördern und ihre Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft und
eine möglichst selbständige und selbstbe-
stimmte Lebensführung zu ermöglichen
oder zu erleichtern sowie

5. Benachteiligungen auf Grund der Behin-
derung entgegenzuwirken.

Zweiter Abschnitt
Einweisungsvorschriften

Erster Titel
Allgemeines über Sozialleistungen und

Leistungsträger

§11 Leistungsarten
1Gegenstand der sozialen Rechte sind die in
diesem Gesetzbuch vorgesehenen Dienst-,
Sach- und Geldleistungen (Sozialleistungen).
2Die persönliche und erzieherische Hilfe ge-
hört zu den Dienstleistungen.

§12 Leistungsträger
1Zuständig für die Sozialleistungen sind die in
den §§ 18 bis 29 genannten Körperschaften,
Anstalten und Behörden (Leistungsträger).
2Die Abgrenzung ihrer Zuständigkeit ergibt
sich aus den besonderen Teilen dieses Ge-
setzbuchs.

§13 Aufklärung
Die Leistungsträger, ihre Verbände und die
sonstigen in diesem Gesetzbuch genannten
öffentlich-rechtlichen Vereinigungen sind
verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit
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die Bevölkerung über die Rechte und Pflich-
ten nach diesem Gesetzbuch aufzuklären.

§14 Beratung
1Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine
Rechte und Pflichten nach diesem Gesetz-
buch. 2Zuständig für die Beratung sind die
Leistungsträger, denen gegenüber die Rechte
geltend zu machen oder die Pflichten zu er-
füllen sind.

§15 Auskunft
(1) Die nach Landesrecht zuständigen Stellen,
die Träger der gesetzlichen Krankenversiche-
rung und der sozialen Pflegeversicherung
sind verpflichtet, über alle sozialen Angele-
genheiten nach diesem Gesetzbuch Auskünf-
te zu erteilen.

(2) Die Auskunftspflicht erstreckt sich auf die
Benennung der für die Sozialleistungen zu-
ständigen Leistungsträger sowie auf alle
Sach- und Rechtsfragen, die für die Aus-
kunftsuchenden von Bedeutung sein können
und zu deren Beantwortung die Auskunfts-
stelle imstande ist.

(3) Die Auskunftsstellen sind verpflichtet,
untereinander und mit den anderen Leis-
tungsträgern mit dem Ziel zusammenzuar-
beiten, eine möglichst umfassende Aus-
kunftserteilung durch eine Stelle sicherzu-
stellen.

(4) Die Träger der gesetzlichen Rentenversi-
cherung sollen über Möglichkeiten zum Auf-
bau einer staatlich geförderten zusätzlichen
Altersvorsorge produkt- und anbieterneutral
Auskünfte erteilen.

§16 Antragstellung
(1) 1Anträge auf Sozialleistungen sind beim
zuständigen Leistungsträger zu stellen. 2Sie
werden auch von allen anderen Leistungsträ-
gern, von allen Gemeinden und bei Personen,
die sich im Ausland aufhalten, auch von den
amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik
Deutschland im Ausland entgegengenommen.

(2) 1Anträge, die bei einem unzuständigen
Leistungsträger, bei einer für die Sozialleis-
tung nicht zuständigen Gemeinde oder bei
einer amtlichen Vertretung der Bundesrepub-

lik Deutschland im Ausland gestellt werden,
sind unverzüglich an den zuständigen Leis-
tungsträger weiterzuleiten. 2Ist die Sozialleis-
tung von einem Antrag abhängig, gilt der
Antrag als zu dem Zeitpunkt gestellt, in dem
er bei einer der in Satz 1 genannten Stellen
eingegangen ist.

(3) Die Leistungsträger sind verpflichtet, da-
rauf hinzuwirken, daß unverzüglich klare und
sachdienliche Anträge gestellt und unvoll-
ständige Angaben ergänzt werden.

§17 Ausführung der Sozialleistungen
(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, da-
rauf hinzuwirken, daß

1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden So-
zialleistungen in zeitgemäßer Weise, um-
fassend und zügig erhält,

2. die zur Ausführung von Sozialleistungen
erforderlichen sozialen Dienste und Ein-
richtungen rechtzeitig und ausreichend zur
Verfügung stehen,

3. der Zugang zu den Sozialleistungen mög-
lichst einfach gestaltet wird, insbesondere
durch Verwendung allgemein verständli-
cher Antragsvordrucke und

4. ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei
von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren
sind und Sozialleistungen in barrierefreien
Räumen und Anlagen ausgeführt werden.

(2) 1Menschen mit Hörbehinderungen und
Menschen mit Sprachbehinderungen haben
das Recht, bei der Ausführung von Sozialleis-
tungen, insbesondere auch bei ärztlichen
Untersuchungen und Behandlungen, in Deut-
scher Gebärdensprache, mit lautsprachbe-
gleitenden Gebärden oder über andere ge-
eignete Kommunikationshilfen zu kommuni-
zieren. 2Die für die Sozialleistung zuständigen
Leistungsträger sind verpflichtet, die durch
die Verwendung der Kommunikationshilfen
entstehenden Kosten zu tragen. 3§ 5 der
Kommunikationshilfenverordnung in der je-
weils geltenden Fassung gilt entsprechend.

(2a) § 11 des Behindertengleichstellungsge-
setzes gilt in seiner jeweils geltenden Fassung
bei der Ausführung von Sozialleistungen ent-
sprechend.
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(3) 1In der Zusammenarbeit mit gemeinnützi-
gen und freien Einrichtungen und Organisa-
tionen wirken die Leistungsträger darauf hin,
daß sich ihre Tätigkeit und die der genannten
Einrichtungen und Organisationen zum Wohl
der Leistungsempfänger wirksam ergänzen.
2Sie haben dabei deren Selbständigkeit in
Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben
zu achten. 3Die Nachprüfung zweckentspre-
chender Verwendung bei der Inanspruchnah-
me öffentlicher Mittel bleibt unberührt. 4Im
übrigen ergibt sich ihr Verhältnis zueinander
aus den besonderen Teilen dieses Gesetz-
buchs; § 97 Abs. 1 Satz 1 bis 4 und Abs. 2 des
Zehnten Buches findet keine Anwendung.

Zweiter Titel
Einzelne Sozialleistungen und

zuständige Leistungsträger

§18 Leistungen der Ausbildungs-
förderung

(1) Nach dem Recht der Ausbildungsförde-
rung können Zuschüsse und Darlehen für den
Lebensunterhalt und die Ausbildung in An-
spruch genommen werden.

(2) Zuständig sind die Ämter und die Landes-
ämter für Ausbildungsförderung nach Maß-
gabe der §§ 39, 40, 40a und 45 des Bundes-
ausbildungsförderungsgesetzes.

§19 Leistungen der Arbeitsförderung
(1) Nach dem Recht der Arbeitsförderung
können in Anspruch genommen werden:

1. Berufsberatung und Arbeitsmarktbera-
tung,

2. Ausbildungsvermittlung und Arbeitsver-
mittlung,

3. Leistungen
a) zur Aktivierung und beruflichen Ein-

gliederung,
b) zur Berufswahl und Berufsausbildung,
c) zur beruflichen Weiterbildung,
d) zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit,
e) zum Verbleib in Beschäftigung,
f) der Teilhabe behinderter Menschen am

Arbeitsleben,

4. Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosengeld, Ar-
beitslosengeld bei Weiterbildung und In-
solvenzgeld.

(2) Zuständig sind die Agenturen für Arbeit
und die sonstigen Dienststellen der Bundes-
agentur für Arbeit.

§19a Leistungen der Grundsicherung
für Arbeitsuchende

(1) Nach dem Recht der Grundsicherung für
Arbeitsuchende können in Anspruch genom-
men werden
1. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit,
2. Leistungen zur Sicherung des Lebensun-

terhalts.
(2) 1Zuständig sind die Agenturen für Arbeit
und die sonstigen Dienststellen der Bundes-
agentur für Arbeit, sowie die kreisfreien
Städte und Kreise, soweit durch Landesrecht
nicht andere Träger bestimmt sind. 2In den
Fällen des § 6a des Zweiten Buches ist ab-
weichend von Satz 1 der zugelassene kom-
munale Träger zuständig.

§19b Leistungen bei gleitendem
Übergang älterer Arbeitnehmer in
den Ruhestand

(1) Nach dem Recht der Förderung eines
gleitenden Übergangs älterer Arbeitnehmer
in den Ruhestand können in Anspruch ge-
nommen werden:
1. Erstattung der Beiträge zur Höherversiche-

rung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und der nicht auf das Arbeitsentgelt
entfallenden Beiträge zur gesetzlichen
Rentenversicherung für ältere Arbeitneh-
mer, die ihre Arbeitszeit verkürzt haben.

2. Erstattung der Aufstockungsbeträge zum
Arbeitsentgelt für die Altersteilzeitarbeit.

(2) Zuständig sind die Agenturen für Arbeit
und die sonstigen Dienststellen der Bundes-
agentur für Arbeit.

§20 (weggefallen)

§21 Leistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung

(1) Nach dem Recht der gesetzlichen Kran-
kenversicherung können in Anspruch genom-
men werden:
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